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Mandanteninformation 2. Quartal 2016 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

dieser Brief möchte Sie über wesentliche, vollzogene oder geplante Änderungen im Steuer- und 
Wirtschaftsrecht der letzten Monate informieren und Ihnen Anlass bieten, auch bestehende Sach-
verhalte zu überprüfen. Bitte lesen Sie im Einzelnen:  
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1. Kein Arbeitslohn: Eigene Berufshaftpflichtversicherung des Arbeitge-
bers 
Hat eine Rechtsanwalts-GmbH eine eigene Berufshaftpflichtversicherung abgeschlos-
sen, führen die entsprechenden Beiträge nicht zu Arbeitslohn bei den angestellten An-
wälten. Das gleiche gilt bei einer Betriebshaftpflichtversicherung eines Krankenhauses 
für die angestellten Klinikärzte. 
Hintergrund 
Das Finanzamt hatte nicht nur die übernommenen und lohnversteuerten Beiträge für die per-
sönliche Haftpflichtversicherung eines jeden einzelnen angestellten Anwalts der Lohnsteuer 
unterworfen, sondern auch die Beiträge des Arbeitgebers zu seiner eigenen Haftpflichtversi-
cherung als Rechtsanwalts-GmbH. 

Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof hat dieser Auffassung widersprochen. 

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs führt zwar die Übernahme der Beiträge 
zur Berufshaftpflichtversicherung angestellter Rechtsanwälte durch den Arbeitgeber zu Ar-
beitslohn. Denn die Beitragszahlung erfolgt im Interesse der Arbeitnehmer. Der Abschluss 
einer Berufshaftpflichtversicherung ist unabdingbar für die Ausübung des Berufs eines 
Rechtsanwalts. Ein mögliches eigenbetriebliches Interesse auch des Arbeitgebers ist nicht 
ausschlaggebend. 

Die Berufshaftpflichtversicherung ist gesetzlich vorgeschrieben und notwendige Vorausset-
zung für die gewerbliche rechtsberatende Tätigkeit als Rechtsanwaltsgesellschaft. Die streitige 
Versicherung erfasste jedoch keine Haftpflichtansprüche, die sich gegen die bei der GmbH 
nichtselbstständig tätigen Rechtsanwälte selbst richten. 

Durch den Abschluss der Berufshaftpflichtversicherung versicherte die GmbH ihre eigene Be-
rufstätigkeit. Ihren Mitarbeitern wandte sie dadurch weder Geld noch einen geldwerten Vorteil 
in Form des Versicherungsschutzes zu. 

Beim Fall des Krankenhauses diente der erworbene Versicherungsschutz zur Deckung des 
mit dem Betrieb des Krankenhauses erwachsenden Haftungsrisikos und damit dem eigenen 
Versicherungsschutz. 

In lohnsteuerrechtlicher Hinsicht wendet der Arbeitgeber damit den Mitarbeitern nichts zu. 
Denn insoweit fehlt es an einer Leistung des Arbeitgebers, die sich als Gegenleistung für das 
Zurverfügungstellen der individuellen Arbeitskraft erweisen könnte. 

 
2. Elektronische Datenübermittlung: Wann liegt eine neue Tatsache vor? 

Übermittelt der Arbeitgeber der Finanzverwaltung elektronische Lohnsteuerdaten vor 
Erlass eines Einkommensteuerbescheids und werden diese bei der Veranlagung nicht 
berücksichtigt, darf der Steuerbescheid später grundsätzlich nicht wegen neuer Tatsa-
chen geändert werden. 
Hintergrund 

Der Arbeitgeber hatte der Finanzverwaltung den Arbeitslohn des Klägers elektronisch übermit-
telt. Bei seiner Einkommensteuererklärung gab der Kläger diesen nicht an, weil sein Steuerbe-
rater der Auffassung war, dieser Arbeitslohn sei steuerfrei. 

Nachdem der Steuerbescheid bereits bestandskräftig war, änderte das Finanzamt ihn wegen 
neuer Tatsachen und setzte die bisher nicht berücksichtigten Lohneinkünfte an. Das Finanz-
amt war der Meinung, die elektronische Datenübermittlung müsse erst nach Erlass des Erst-
bescheids erfolgt sein, da bei der Einkommensteuerfestsetzung kein Prüfhinweis ausgegeben 
worden sei. Tatsächlich sei jedoch nicht feststellbar, wann genau die Lohndaten von der zent-
ralen Stelle an die Finanzverwaltung weitergeleitet worden seien. 
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Entscheidung  
Das Finanzgericht war anderer Meinung als das Finanzamt. Es hob deshalb den Änderungs-
bescheid auf. 

Steuerbescheide können aufgehoben oder geändert werden, wenn Tatsachen oder Beweis-
mittel nachträglich bekannt werden, die zu einer höheren Steuer führen. Im Streitfall lässt sich 
nicht mit der erforderlichen Sicherheit feststellen, dass die Lohndaten dem Finanzamt erst 
bekannt wurden, nachdem die Veranlagung der Steuerpflichtigen für das Streitjahr abge-
schlossen war. 

Bekannt sind dem zuständigen Finanzamt der Inhalt der dort geführten Akten und sämtliche 
Informationen, die dem Sachbearbeiter von vorgesetzten Dienststellen über ein elektronisches 
Informationssystem zur Verfügung gestellt werden. Die individuelle Kenntnis des jeweiligen 
Bearbeiters ist nicht maßgeblich. Das Finanzamt muss sich die Kenntnis der zur Verfügung 
stehenden elektronischen Daten über den Steuerfall zurechnen lassen. 

Darüber hinaus kann es nicht zu Lasten des Steuerpflichtigen gehen, dass sich das Datum, zu 
dem die übermittelten Lohndaten dem Finanzamt zur Verfügung standen, nicht genau feststel-
len lässt. Die erforderlichen Informationen stammen aus dem Verantwortungsbereich des Fi-
nanzamts und dieses trägt die Feststellungslast für das Vorliegen einer neuen Tatsache. 

 
3. Studienkosten der eigenen Kinder: Kein Abzug als Betriebsausgaben 

Eltern dürfen die Aufwendungen für das Studium der eigenen Kinder nicht als Betriebs-
ausgaben abziehen. Das gilt auch dann, wenn sich die Kinder verpflichten, nach Ab-
schluss des Studiums für eine gewisse Zeit im elterlichen Unternehmen zu arbeiten. 
Hintergrund 

Der Kläger ist selbstständiger Unternehmensberater. Eines seiner beiden Kinder studierte 
Betriebswirtschaftslehre, das andere Business and Management. Daneben waren sie im Un-
ternehmen des Vaters geringfügig beschäftigt. Der Kläger schloss mit beiden Kindern Verein-
barungen, dass er die Studienkosten übernahm, im Gegenzug verpflichteten sich die Kinder, 
nach Abschluss des Studiums für 3 Jahre im Unternehmen zu arbeiten oder die Ausbildungs-
kosten anteilig zurückzuzahlen. Das Finanzamt erkannte die vom Kläger getragenen Studien-
kosten nicht als Betriebsausgaben an. 

 Entscheidung  
Auch das Finanzgericht lehnte den Abzug der Studienkosten als Betriebsausgaben ab. Aus-
bildungskosten der eigenen Kinder stellen keine Betriebsausgaben dar. Der Kläger ist als Va-
ter unterhaltsrechtlich zur Übernahme der Kosten einer angemessenen Berufsausbildung sei-
ner Kinder verpflichtet. Für die Kostentragung gab es also private Motive. Zwar bestehen da-
neben auch betriebliche Erwägungen, die zu einer gemischten Veranlassung der Aufwendun-
gen führen. Jedoch ist eine Trennung nach objektiven und scharfen Maßstäben nicht möglich. 
Damit bleibt es beim Abzugsverbot. 

Durch die unterhaltsrechtliche Verpflichtung ist die private Sphäre derart intensiv berührt, dass 
eine lediglich unbedeutende private Mitveranlassung ausscheidet. 

 
4. Ist die Zinsschranke verfassungswidrig? 

Mit dieser Frage muss sich demnächst das Bundesverfassungsgericht befassen. Der 
Bundesfinanzhof geht davon aus, dass die Zinsschranke wegen Verstoßes gegen den 
Gleichheitssatz verfassungswidrig ist. Man darf gespannt sein, zu welchem Ergebnis 
das Bundesverfassungsgericht kommt. 
Hintergrund 

Die K-GmbH betätigt sich im Immobilienbereich betätigt. In den Körperschaftsteuer-
Bescheiden für 2008 und 2009 gewährte das Finanzamt wegen der Zinsschranke nur einen 
beschränkten Abzug der Zinsaufwendungen. 
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Die GmbH Klage erhob dagegen Klage und machte die Verfassungswidrigkeit der Zinsschran-
kenregelung geltend. Das Finanzgericht wies jedoch die Klage ab, da das objektive Nettoprin-
zip nicht verletzt sei. Der Betriebsausgabenabzug werde wegen der Vortragsmöglichkeit ledig-
lich zeitlich verschoben. 

Entscheidung  
Dieser Entscheidung des Finanzgerichts widerspricht der Bundesfinanzhof. 

Auch wenn sich der Zinsaufwand als Zinsvortrag in späteren Veranlagungszeiträumen steu-
ermindernd auswirken kann, ist damit nicht der Besteuerung des Nettoeinkommens genügt. 
Für eine veranlagungszeitraumübergreifende Betrachtung müssen besondere sachliche Grün-
de vorliegen. Die von der Verwaltung, einigen Finanzgerichten und Teilen des Schrifttums 
angeführten Argumente weist der Bundesfinanzhof jedoch zurück. U. a. ist er der Ansicht, 
dass die in der Gesetzesbegründung angeführten Lenkungszwecke der Stärkung der Eigen-
kapitalbasis oder der Anreize für Auslandsinvestitionen verfehlt werden. 

Insgesamt geht der Bundesfinanzhof von der Verfassungswidrigkeit aus, sodass er das an-
hängige Revisionsverfahren aussetzen und die Frage der Verfassungsmäßigkeit dem Bun-
desverfassungsgericht vorlegen musste. 

 
 

5. Unerlaubte Mehrarbeit: Wie sind Zahlungen steuerlich zu behandeln? 
Zahlt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine Vergütung für rechtswidrig erbrachte 
Mehrarbeit, stellt diese Arbeitslohn dar. 
Hintergrund 

Ein Feuerwehrmann hatte von seinem Arbeitgeber einen finanziellen Ausgleich von knapp 
15.000 EUR erhalten. Der Grund: Über mehrere Jahre hatte er teilweise mehr als 48 Stunden 
wöchentlich gearbeitet, entgegen den gesetzlichen Bestimmungen. 

Das Finanzamt sah in dieser Zahlung Arbeitslohn. Deshalb wandte es den ermäßigten Steuer-
satz nach der sog. Fünftel-Regelung für eine Vergütung für mehrere Jahre an. Der Feuer-
wehrmann war jedoch der Ansicht, dass es sich bei der Zahlung um nicht steuerbaren Scha-
densersatz handelt, der auf der schuldhaften Verletzung von Arbeitgeberpflichten beruht. 

Entscheidung  
Das Finanzgericht folgte dagegen der Auffassung des Finanzamts und wies die Klage ab. Die 
Begründung: Die Zahlung stellt Arbeitslohn dar, weil der Kläger sie als Gegenleistung für die 
Zurverfügungstellung seiner Arbeitsleistung erhalten hat. 

Grund für die Zahlung war der Umfang der geleisteten Dienste des Klägers. Der Zweck der 
Ausgleichszahlung hat nicht darin bestanden, einen Schaden im Privatvermögen auszuglei-
chen. Darüber hinaus ist der Sachverhalt vergleichbar mit Entschädigungszahlungen für ver-
fallene Urlaubstage, die ebenfalls Arbeitslohn darstellen. 

 
6. Private Internetnutzung am Arbeitsplatz: Arbeitgeber darf Arbeitneh-

mer kontrollieren 
Der Arbeitgeber darf die private Internetnutzung im Unternehmen verbieten. Hat er ein 
Verbot ausgesprochen, darf er auch überwachen, ob es eingehalten wird. 
Hintergrund  
Ein Unternehmen hatte gegenüber seinem rumänischen Arbeitnehmer den Verdacht, dass 
dieser während der Arbeitszeit den Dienst-PC im Büro für private Nachrichten nutzte. Im Un-
ternehmen war die private Internetnutzung jedoch generell verboten. Der Mitarbeiter bestritt 
den Vorwurf. Daraufhin wertete das Unternehmen den Dienst-PC des Arbeitnehmers aus und 
erstellte Chatprotokolle. Dadurch bestätigte sich der Verdacht der privaten Nutzung. Der Ar-
beitgeber kündigte deshalb dem Mitarbeiter. In allen Instanzen der rumänischen Gerichte be-
kam der Arbeitgeber Recht. 
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Schließlich klagte der Arbeitnehmer vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte. 
Er sah sich in seinem Recht auf Achtung des Privat-und Familienlebens verletzt. 

Entscheidung  
Die Richter sahen dies jedoch anders und entschieden, dass die private Nutzung des Internets 
in der Firma kein Menschenrecht ist. Die Klage des Arbeitnehmers wurde damit abgewiesen. 

Das Vorgehen des Arbeitgebers ist legitim gewesen und das Verbot der privaten Nutzung der 
Dienst-PCs zu Recht erfolgt. Den Mitarbeitern war damit eindeutig untersagt gewesen, auf 
ihrem Firmenrechner privat zu chatten oder zu mailen. Ob das Verbot eingehalten wurde, durf-
te der Arbeitgeber kontrollieren. Im Verhältnis ist dies angemessen. 

Hat der Arbeitgeber die private Nutzung ausdrücklich untersagt, rechtfertigt deshalb ein Ver-
stoß die Kündigung. 

 
 

7. Antragsveranlagung: Wann läuft die Festsetzungsfrist ab? 
Fällt das Ende der Festsetzungsfrist auf einen Sonntag, Feiertag oder Samstag, endet 
diese erst mit Ablauf des nächstfolgenden Werktags. Das gilt auch bei der Antragsver-
anlagung, wenn der 31.12. ein Samstag, Sonntag oder Feiertag ist. 
Hintergrund 
Der Arbeitnehmer A erzielte 2007 ausschließlich Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit. 
Seine Einkommensteuer-Erklärung ging am 2.1.2012 beim Finanzamt ein. Dieses lehnte die 
Durchführung einer Antragsveranlagung ab. Die Erklärung ist nämlich erst nach Ablauf der 
Festsetzungsfrist am 31.12.2011 eingegangen. 

Das Finanzgericht folgte dieser Auffassung und wies die Klage ab. Die Begründung: Die Son-
derregelung für Samstage, Sonntage und Feiertage ist auf den Ablauf der Festsetzungsfrist 
nicht anwendbar. 

Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof kommt dagegen zu einem anderen Ergebnis und urteilt zugunsten des 
A. 

Eine Veranlagung wird, wenn das Einkommen ganz oder teilweise aus Einkünften aus nicht-
selbstständiger Arbeit besteht, nur durchgeführt, wenn sie beantragt wird. Der Antrag wird 
durch Abgabe einer Einkommensteuer-Erklärung gestellt. Er ist innerhalb der Festsetzungsfrist 
zu stellen, die für die Einkommensteuer 4 Jahre beträgt. Die Festsetzungsfrist beginnt mit 
Ablauf des Jahres, in dem die Steuer entstanden ist. Die Einkommensteuer für das Jahr 2007 
verjährte also grundsätzlich mit Ablauf des Jahres 2011. 

Der Bundesfinanzhof wendet hier jedoch die Regel an, dass sich der Fristablauf – sollte er auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag fallen – auf den nächsten Werktag verschiebt. Diese 
Regelung gilt nach Ansicht des Bundesfinanzhofs auch für die Festsetzungsfrist. 

Mit dem Eingang der Einkommensteuer-Erklärung beim Finanzamt am 2.1.2012 hat A den 
Antrag auf Veranlagung vor Ablauf der Festsetzungsfrist gestellt. Da A durch Einreichung der 
Steuererklärung den Antrag auf Veranlagung somit noch fristgerecht beim Finanzamt einge-
reicht hat, ist dieses verpflichtet, für 2007 eine Einkommensteuer-Veranlagung durchzuführen. 

 

8. Gerichtsverfahren: Welche Entschädigung gibt es bei überlanger Ver-
fahrensdauer? 
Vergehen seit Klageerhebung mehr als 2 Jahre, ohne dass das Gericht tätig wird, haben 
die Kläger Anspruch auf eine Entschädigung wegen überlanger Verfahrensdauer. 
Hintergrund 
Die Eheleute hatten gegen den Einkommensteuer-Bescheid des Jahres 2007 im März 2010 
Klage beim Finanzgericht erhoben. Nach einer Akteneinsicht im Oktober 2010 baten die Ehe-
leute um Terminierung. Nach Mitteilung des Finanzgerichts war jedoch eine Terminierung 
nicht absehbar, da das Gericht erst Fälle der Jahre 2006 und 2007 bearbeitet. Weiter wurde 
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das Finanzgericht nicht tätig. Auf eine Verzögerungsrüge der Eheleute vom Dezember 2011 
erwiderte das Gericht, dass wegen der Geschäftslage nicht mit einer Terminierung in abseh-
barer Zeit zu rechnen ist. Im Oktober 2012 und April 2013 erhoben die Eheleute erneut Verzö-
gerungsrügen. Im April 2013 lud das Finanzgericht endlich zur mündlichen Verhandlung im 
Mai 2013 und wies die Klage ab. 

Die Eheleute erhoben daraufhin Entschädigungsklage. Der Sachverhalt ist zum einen unstrei-
tig gewesen. Zum anderen hatte sich die Rechtsfrage darauf beschränkt, ob die Zahlung als 
Schenkung oder als Arbeitslohn anzusehen ist. Nach Ansicht der Eheleute hätte das Finanz-
gericht gut 2 Jahre nach Eingang der Klage mit der Bearbeitung beginnen müssen. Da dies 
nicht geschehen ist, ist das Verfahren als verzögert zu betrachten. 

Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof folgte der Auffassung der Eheleute und entschied, dass ihnen eine Ent-
schädigung zusteht. 

Dieser Entschädigungsanspruch wurde wegen unangemessener Dauer des Gerichtsverfah-
rens gewährt. Die Angemessenheit der Verfahrensdauer richtet sich nach den Umständen des 
Einzelfalls, insbesondere nach der Schwierigkeit und Bedeutung des Verfahrens und nach 
dem Verhalten der Verfahrensbeteiligten und Dritter. 

Grundsätzlich lässt sich ein Klageverfahren vor dem Finanzgericht in 3 Phasen einteilen: Pha-
se 1 besteht in der Einreichung und dem Austausch der Schriftsätze. In Phase 2 kann das 
Verfahren wegen der Arbeit des Gerichts an anderen Verfahren nicht bearbeitet werden. In 
Phase 3 trifft das Finanzgericht Maßnahmen, um in dem Verfahren zu einer Entscheidung zu 
kommen (z. B. Sachaufklärung, rechtliche Hinweise, Ladung zur mündlichen Verhandlung). 
Weist ein Klageverfahren keine wesentlichen Besonderheiten auf, ist es noch angemessen, 
wenn das Finanzgericht gut 2 Jahre nach Klageeingang mit Maßnahmen der Phase 3 beginnt. 

Im vorliegenden Fall liegt eine Verzögerung von 12 Monaten vor. Das Finanzgericht hätte gut 
2 Jahre nach Klageeingang im März 2012 mit der Bearbeitung des Verfahrens beginnen müs-
sen. Es hat jedoch erst mit der im April 2013 verfügten Ladung zur mündlichen Verhandlung 
das Verfahren weiter betrieben. Demnach war das Verfahren von April 2012 bis März 2013 
und damit für insgesamt 12 Monate als verzögert anzusehen. 

Für diese Verzögerung steht den Eheleuten eine Entschädigung zu. Jedem der Eheleute wur-
den 1.200 EUR Entschädigung zugesprochen. 

 
9. Vermietung: Wann die Fahrtkosten in voller Höhe abziehbar sind und 

wann nicht 
Befindet sich der Mittelpunkt der Vermietungstätigkeit an einem Vermietungsobjekt, 
darf der Vermieter die Fahrten zu diesem Objekt nur mit der Entfernungspauschale ab-
rechnen. 
Hintergrund 
Die Eheleute besaßen 3 Wohnungen (Objekt I) und ein Mehrfamilienhaus (Objekt II). Aus die-
sen erzielten sie Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung. Als Fahrtkosten machten sie 
auf der Grundlage eines ordnungsgemäß geführten Fahrtenbuchs einen Kilometersatz von 
2,22 EUR geltend. Die Fahrten dienten laut Fahrtenbuch der Verwaltung (Streuen, Fegen, 
Wässern, Pflanzen). Sie standen aber offenbar auch in Zusammenhang mit Sanierungsarbei-
ten. 

Das Finanzamt berücksichtigte die Fahrten zu den beiden Objekten nur mit der Entfernungs-
pauschale und damit nur mit 0,30 EUR je Entfernungskilometer. Für die sonstigen Fahrten 
akzeptierte es den Kilometersatz von 2,22 EUR. Das Finanzgericht folgte der Auffassung des 
Finanzamts, da der Ehemann an den beiden Objekten eine regelmäßige Tätigkeitsstätte be-
gründet habe. 

Entscheidung   
Der Bundesfinanzhof bestätigte das Finanzamt und das Finanzgericht. Der Ehemann hat an 
den beiden Vermietungsobjekten eine regelmäßige Tätigkeitsstätte begründet. Denn er suchte 
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die Objekte nicht nur gelegentlich zu Kontrollzwecken, sondern mit einer hinreichenden Nach-
haltigkeit auf. Die ungewöhnlich hohe Zahl der Fahrten (40 zu Objekt I und II, 125 nur zu Ob-
jekt I und 175 zu Objekt II) belegt seine praktisch arbeitstägliche Anwesenheit. Die Revision 
wurde daher zurückgewiesen. 

Wird im Zusammenhang mit der Vermietungstätigkeit außerhalb der Wohnung eine regelmä-
ßige Tätigkeitstätte begründet, können die Fahrten zwischen Wohnung und Tätigkeitsstätte 
nur mit der Entfernungspauschale geltend gemacht werden. Eine regelmäßige Tätigkeitsstätte 
liegt dann vor, wenn das vermietete Objekt der ortsgebundene Mittelpunkt der dauerhaft und 
auf Überschusserzielung angelegten Vermietungstätigkeit des Vermieters ist. Der regelmäßi-
gen Tätigkeitsstätte muss eine hinreichend zentrale Bedeutung im Rahmen der mit dem Ob-
jekt erzielten Einkünfte zukommen. Das regelmäßige Aufsuchen des Objekts allein (z. B. zu 
Kontrollzwecken oder zur Ablesung von Zählerständen) reicht dafür nicht aus. Vielmehr ist 
eine gewisse Nachhaltigkeit und Dauerhaftigkeit der Tätigkeit am Vermietungsobjekt erforder-
lich. 

Gelegentliche Fahrten zu dem vermieteten Objekt sind deshalb mit den tatsächlichen Kosten 
je gefahrenem Kilometer abziehbar. Anders ist es dagegen, wenn der Vermieter ein Objekt 
nicht nur gelegentlich, sondern mit einer gewissen Nachhaltigkeit, also fortdauernd und immer 
wieder aufsucht und dort schwerpunktmäßig tätig wird. Dann unterhält er dort eine regelmäßi-
ge Tätigkeitstätte und für die Fahrten kann der Vermieter nur die Entfernungspauschale anset-
zen. 

 

10. Welche Rolle spielen Steuer-CDs für die Wirksamkeit einer Selbstanzei-
ge? 
Wer Schwarzgeld auf Auslandskonten versteckt hat, kann mit einer Selbstanzeige einer 
Bestrafung entgehen. Wurde jedoch in den Medien vom Ankauf einer Steuer-CD von der 
Bank des Steuerpflichtigen berichtet, kann es mit der ersehnten Straffreiheit vorbei 
sein. 
Hintergrund 
Ein Anleger unterhielt verschiedene Konten und Depots bei schweizerischen Banken. Die 
erzielten Kapitaleinkünfte gab er über Jahre hinweg nicht in seinen deutschen Einkommen-
steuererklärungen an. 

Zum Jahreswechsel 2011/2012 kauften die deutschen Finanzbehörden eine Steuer-CD mit 
Kundendaten einer Bank, bei der der Anleger ein Konto hatte. Die Presse berichtete darüber 
und nannte dabei den Namen der Bank. 

Im September 2012 offenbarte sich der Anleger mit einer Selbstanzeige bei seinem Finanz-
amt. Zu diesem Zeitpunkt hatte die Finanzverwaltung die Datensätze bereits ausgewertet, die 
Kundendaten des Anlegers entdeckt, einen Verdachtsprüfungsvermerk geschrieben und ein 
Steuerstrafverfahren gegen ihn eingeleitet. 

Entscheidung   
Das Oberlandesgericht entschied zuungunsten des Anlegers. Seine Selbstanzeige entfaltete 
keine strafbefreiende Wirkung, denn seine Steuerstraftat war bereits “entdeckt”. 

Maßgeblich ist, ob der Täter nach seiner persönlichen Erkenntnis- und Urteilsfähigkeit eine 
Tatentdeckung annehmen musste. Das Oberlandesgericht vertritt hierzu eine weitgefasste 
Auslegung: Das Merkmal des “Rechnenmüssens” ist bereits erfüllt, wenn der Täter die Tatent-
deckung für durchaus möglich oder wahrscheinlich hält. Es genügt, dass der Täter aufgrund 
der ihm bekannten Umstände eine Entdeckung für naheliegend hält, ohne hiervon aber bereits 
sicher ausgehen zu müssen. 

Im vorliegenden Fall musste der Anleger im Zeitpunkt seiner Selbstanzeige mit der Tatende-
ckung gerechnet haben. Durch die Medienberichterstattung hatte er Kenntnis über den erfolg-
ten Ankauf von Datensätzen seiner Bank. Er musste also damit rechnen, dass seine Hinter-
ziehungstaten bereits entdeckt worden waren. 
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11. Kein Mitunternehmer ohne Mitunternehmerinitiative und Mitunter-

nehmerrisiko 
Eine Mitunternehmerstellung setzt Mitunternehmerinitiative und Mitunternehmerrisiko 
voraus. Wird eine Vergütung nach dem eigenen Umsatz vereinbart und eine Beteiligung 
an den stillen Reserven ausgeschlossen, bedarf es einer besonders ausgeprägten Mit-
unternehmerinitiative, damit eine Mitunternehmerstellung bejaht werden kann. 
Hintergrund 
Die Ärzte A und B betrieben eine Gemeinschaftspraxis. 1998 nahmen sie die Ärztin C in die 
Gemeinschaft auf. Der Vertrag sah vor, dass die Geschäftsführung gemeinschaftlich ausgeübt 
wird, Entscheidungen mehrheitlich getroffen werden und für aus der Gemeinschaft entstehen-
de Verbindlichkeiten als Gesamtschuldner gehaftet wird. C wurde eine Option zum Erwerb 
eines Drittels der Praxis eingeräumt. Die Verfügungsmacht über Konten und die Barkasse lag 
bei A und B. Für den Fall des Ausscheidens eines Gesellschafters sah der Vertrag keine Re-
gelungen über Abfindungszahlungen vor. C machte von der Erwerbsoption keinen Gebrauch. 
Der Gesellschaftsvertrag aus dem Jahr 1998 wurde deshalb unverändert fortgeführt. 

Das Finanzamt erließ für das Jahr 2007 einen Feststellungsbescheid, mit dem es die Besteue-
rungsgrundlagen nur für eine 2-gliedrige Gesellschaft bürgerlichen Rechts (A, B) feststellte 
und den Gesellschaftern hälftig zurechnete. Denn nach Auffassung des Finanzamts war C 
nicht Mitunternehmerin der Gesellschaft bürgerlichen Rechts geworden. 

Das Finanzgericht entschied ebenfalls, dass C wegen fehlender Gewinnbeteiligung nicht Mit-
unternehmerin der Gesellschaft bürgerlichen Rechts gewesen sei. 

Entscheidung   
Der Bundesfinanzhof wies die Revision von A und B zurück und bestätigte damit das Urteil 
des Finanzgerichts. 

Voraussetzung einer Mitunternehmerschaft sind die Merkmale der Mitunternehmerinitiative 
und des Mitunternehmerrisikos. Diese können im Einzelfall mehr oder weniger ausgeprägt 
sein. So kann z. B. ein geringes Initiativrecht durch ein besonders ausgeprägtes Mitunterneh-
merrisiko ausgeglichen werden. Wichtig ist aber, dass beide Merkmale vorliegen müssen. 

Mitunternehmerrisiko bedeutet Teilnahme am Erfolg oder Misserfolg eines Unternehmens, 
also Beteiligung am Gewinn und Verlust sowie an den stillen Reserven des Anlagevermögens 
einschließlich eines Geschäftswerts. Mitunternehmerinitiative bedeutet vor allem Teilnahme an 
den unternehmerischen Entscheidungen, mindestens Ausübung von Gesellschaftsrechten die 
den Stimm-, Kontroll- und Widerspruchsrechten eines Kommanditisten angenähert sind. 

Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs lag kein ausreichendes Mitunternehmerrisiko der C vor. 

Zum einen war sie nicht am Gewinn der Gesellschaft bürgerlichen Rechts beteiligt. Sie erhielt 
lediglich eine umsatzabhängige Vergütung, die sich nach dem von ihr selbst erwirtschafteten 
Umsatz bemaß. Am Verlust der Gesellschaft nahm C nur begrenzt teil. 

Zum anderen blieben die materiellen Werte unverändert den bisherigen Gesellschaftern A und 
B zugerechnet. Eine Beteiligung der C an stillen Reserven fehlte, was durch das Fehlen einer 
Abfindungsregelung bestätigt wird. 

Darüber hinaus war C in wesentlichen Bereichen von einer gemeinschaftlichen Geschäftsfüh-
rung ausgeschlossen (Neuinvestitionen, Verfügung über die Praxiskonten). C hatte somit kei-
ne Möglichkeit, wie ein Unternehmer das Schicksal der Gesellschaft maßgeblich zu beeinflus-
sen. 

Die Einkünfte der C sind daher nicht zusammen mit den Einkünften der A und B festzustellen, 
sondern im Rahmen ihrer Einkommensteuer-Veranlagung zu berücksichtigen. 

 
12. Umsatzsteuer: Ist die Anmietung von Parkplätzen für Mitarbeiter steu-

erpflichtig? 
Überlässt der Arbeitgeber seinen Mitarbeitern verbilligt Parkplätze, stellt dies eine Leis-
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tung dar, die der Umsatzsteuer unterliegt. 
Hintergrund 
P hatte für ihre Mitarbeiter in einem benachbarten Parkhaus Parkplätze für jeweils 55 EUR im 
Monat angemietet. Die Mitarbeiter waren parkberechtigt, wenn sie sich an den Kosten mit 27 
EUR monatlich beteiligten. Mit der Anmietung der Parkplätze bezweckte P einen ungestörten 
Betriebsablauf. Nach der Rückkehr von Auswärtsterminen hatten die Mitarbeiter regelmäßig 
Schwierigkeiten, einen Parkplatz zu finden. 

Die Mitarbeiterzahlungen unterwarf P nicht der Umsatzsteuer. Das Finanzamt war jedoch der 
Ansicht, P habe mit der Überlassung der Parkplätze eine entgeltliche sonstige Leistung er-
bracht. 

P argumentierte dagegen, dass der Vorgang bei Unentgeltlichkeit wegen des überwiegenden 
betrieblichen Interesses nicht steuerbar wäre. 

 

Entscheidung   
Der Bundesfinanzhof entschied jedoch, dass die verbilligte Parkraumüberlassung an die An-
gestellten steuerbar war. Entgeltliche Leistungen liegen auch dann vor, wenn sie verbilligt 
erbracht werden. 

P hat ihren Angestellten gegen Kostenbeteiligung und damit entgeltlich Parkraum überlassen. 
Unerheblich ist, dass P diese Leistungen überwiegend zu unternehmerischen Zwecken er-
bracht hat. 

Bei einer unentgeltlichen Leistung ist zu unterscheiden, ob sie unternehmensfremden Zwe-
cken oder unternehmenseigenen Interessen dient. Nur im ersten Fall ist die Leistung steuer-
bar. Diese Differenzierung gilt jedoch für entgeltliche Leistungen nicht. Sie sind in beiden Fäl-
len steuerbar. Bemessungsgrundlage ist grundsätzlich das Entgelt, d. h. alles, was der Arbeit-
nehmer aufwendet, um die Leistung, hier die Parkraumbenutzung zu erhalten. 

Im Streitfall zahlten die Mitarbeiter mit 27 EUR im Monat rund die Hälfte der Ausgaben der P, 
sodass der Entgeltcharakter zu bejahen war. Anders könnte es gesehen werden, wenn ledig-
lich ein symbolischer Betrag entrichtet wird. 

 
 

 

Mit freundlichen Grüßen 
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